
Absender mit kompletter Adresse:

____________________

____________________

____________________

Stadt Stade
oder Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg

hier Adresse ergänzen


                                    Datum: _____________

Antrag der Procon Nord Energiesysteme GmbH für die Genehmigung einer Anlage nach § 4 BImSchG i. V. m. § 8a BImSchG (Gießereianlage für Eisen) am Standort Stade Bützfleth
hier: Einwendungen gegen das Vorhaben

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhebe ich Einwendungen gegen das o.g. Vorhaben. Ich wende mich insgesamt gegen das Vorhaben, da hierdurch mein Recht auf Leben, körperliche Unversehrtheit (Art. 2 II Grundgesetz) und Eigentum verletzt wird. Gleichzeitig verstößt das Vorhaben in seiner beantragten Form gegen § 5 Abs. 1 Bundesimmissionsschutzgesetz, so dass ich befürchte, dass durch den Betrieb in der vorgesehenen Art und Weise unter anderem schädliche Luft- und Boden- Verunreinigungen und Lärmbelastungen auftreten, die zusätzlich zu den ohnehin schon vorhandenen Vorbelastungen meine Gesundheit maßgeblich gefährden werden. Weiterhin entspricht die geplante Anlage nicht den Vorgaben des WHG, dem BNatSchG, dem Stand der Luftreinhaltetechnik, dem Stand der Sicherheitstechnik sowie den Vorgaben der TA-Luft und der TA-Lärm.

Der eingereichte Genehmigungsantrag ist daher zurückzuweisen.

Ich widerspreche hiermit nachdrücklich der Weitergabe sämtlicher persönlichen Daten an den Träger des Vorhabens.

Zur Begründung trage ich vor wie folgt:

Begründung

I. Persönliche Betroffenheit

II. Inhaltliche Einwendungen

1 Baurecht

Es wird angezweifelt dass der Bebauungsplan noch gültig ist. Weiterhin wird angezweifelt, dass die Festsetzungen des Bebauungsplanes eingehalten werden.

2 Anlagentechnologie 

2.1 Abgasreinigung
Neben Stäuben, Stickoxiden und Nickel sind in den verschiedenen Abgasströmen der beantragten Gießerei weitere Schadstoffe zu erwarten. Insbesondere beim Schrottumschlag, beim Schmelzprozess, der Gießerei, der Formerei, Kernmacherei und beim Auspacken und Entkernen sind u.a. erhebliche Emissionen folgender Stoffe zu erwarten:
· Schwermetalle, z.B. Pb, Cd, Cr, As, Hg,
· Organische Schadstoffe, wie z.B. PCB und PCDDF,
· Gerüche.

Dabei ist die Neubildung von Dioxinen und Furanen sowie von PCB bei Abfühlungsprozessen besonders zu beachten.
Zur Reinigung der entstehenden Abgase und Abluft sind Gewebefilteranlagen vorgesehen. Gewebefilteranlagen sind in der Lage, Stäube effektiv abzureinigen. Ob die Gewebefilter aber auch in der Lage sind, die Emissionen von Schwermetallen und organischen Stoffen auf ein akzeptables Maß zu reduzieren, wird erheblich angezweifelt. Messungen an anderen Gießereien und Stahlwerken ergaben beispielsweise Dioxinkonzentrationen im Abgas, die deutlich über dem Grenzwert der TA-Luft von 0,1 ng/m3 lagen. Zur Reduzierung von Geruchsemissionen eigenen sich Gewebefilter in keiner Weise.

Zur effektiven Abreinigung der in der Anlage entstehenden Abgase sind daher weitere Maßnahmen, die dem Stand der Technik entsprechen, wie z.B. die Eindüsung von Aktivkohle in den Rauchgasvolumenstrom zu ergreifen.

2.2 Abluftmessungen
Gemäß Kap. 5 der Antragsunterlagen sollen lediglich die Konzentrationen von Staub und Nickel im Abgas der Anlage erfasst werden. Nickel soll dabei nur an den Quellen 200 E01 und 310 E01 gemessen werden. 
Eine konkrete Messtechnik wird nicht beschrieben. Es wird nicht einmal aufgeführt, ob beispielsweise Staub kontinuierlich gemessen werden soll. 

Die zu den vorgesehenen Messeinrichtungen in den Antragsunterlagen enthaltenen Angaben sind vollkommen unzureichend und entsprechen nicht den Vorgaben der TA-Luft. Neben Staub und Nickel ist eine Vielzahl weiterer Parameter einer kontinuierlichen bzw. diskontinuierlichen Messung zu unterziehen.
3 Immissionsprognose

Die vorgelegte Immissionsprognose entspricht nicht den Vorgaben der TA-Luft und ist daher neu zu erstellen. Es wird angezweifelt, ob die Ermittlung der Schornsteinhöhen gemäß den Vorgaben der TA-Luft erfolgte. Die gewählten Schornsteinhöhen erscheinen willkürlich. Die auf S. 3 des Gutachtens zur Schornsteinhöhenberechnung beantragte Sonderfallbetrachtung ist gemäß den Vorgaben der TA-Luft nicht vorgesehen. 

Die Immissionsprognose ist daher anhand der nach den Vorgaben der TA-Luft zu ermittelnden Schornsteinhöhen zu berechnen.

Die Immissionsprognose wurde nur für einige wenige Schadstoffparameter durchgeführt (Stickoxide, Staub, und Nickel). Dabei wurde für Nickel nur die Deposition bestimmt, nicht aber die Gehalte im Schwebstaub. Tatsächlich sind aber in den freigesetzten Abluftströmen weitere, z.T. krebserregende und toxische, Schadstoffe in erheblichem Umfang zu erwarten. Dies betrifft insbesondere Schwermetalle und hier vor allem die Schadstoffe Blei, Cadmium und Chrom. Die Immissionsprognose ist daher in diesem Punkt unvollständig. Weiterhin sind auch organische Schadstoffe, wie z.B. Dioxine und Furane oder  krebserregende Stoffe der Klasse II der TA-Luft, in erheblichen Mengen im Abgas zu erwarten. Für diese Stoffe wurden Grenzwerte beantragt. Auch diese Stoffe hätten in der Immissionsprognose berücksichtigt werden müssen.
Bei der Immissionsprognose wurden nur gefasste Quellen betrachtet. Aus dem Genehmigungsantrag geht nicht hervor, inwieweit die Anlage auch diffuse Quellen aufweist. Sollte dies der Fall sein, hätten auch die Emissionen diffuser Quellen berücksichtigt werden müssen.
Es wird weiterhin angezweifelt, ob die Übertragung der Wetterdaten fachlich korrekt durchgeführt und der Einfluss der Gebäudehöhe korrekt berücksichtigt wurde.

Am Standort Stade werden derzeit noch weitere Industrieanlagen geplant oder sind bereits genehmigt, die ebenfalls zu erheblichen Belastungen der Umwelt beitragen werden (z. B. Ersatzbrennstoffanlage und Kohlekraftwerk). Die von diesen Anlagen ausgehenden Zusatzbelastungen hätten ebenfalls in der Immissionsprognose berücksichtigt werden müssen.
Im Ergebnis zeigt die Immissionsprognose nur deshalb Zusatzbelastungen, die unterhalb der Irrelevanzschwellen der TA-Luft liegen, weil die von der Anlage ausgehenden Emissionen entsprechend niedrig gewählt wurden bzw. weil eine Reihe von relevanten Schadstoffen unberücksichtigt blieb. Bei einer fachgerecht durchgeführten Immissionsprognose ist zu befürchten, dass die die Irrrelevanzgrenzen der TA-Luft teilweise deutlich überschritten werden. Bei einer Überschreitung der Irrelevanzkriterien der TA-Luft sind Vorbelastungs​messungen erforderlich. Diese wurden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bislang nicht vorgenommen worden. Ungeachtet dessen werden aufgrund der vermutlich hohen Vorbelastung am Standort Stade Vorbelastungsmessungen für erforderlich gehalten.
Die Bewertung der ermittelten Zusatzbelastungen erfolgte nicht anhand von Kriterien zur Ermittlung einer wirksamen Umweltvorsorge, sondern lediglich anhand von administrativen Werten oder anderen Bewertungskriterien, die nicht einer wirksamen Umweltvorsorge entsprechen. Auch dies ist unzureichend.

Die Immissionsprognose ist daher in wesentlichen Punkten unzureichend und entspricht nicht den Anforderungen der TA-Luft. Sie ist daher vollständig zu überarbeiten und neu auszulegen.

4 Belastungen des Bodens

Hinsichtlich der Vorbelastung für Böden im Umfeld der Anlage werden keine Daten dokumentiert. Auch wurden die Auswirkungen der geplanten Anlage auf die Bodenqualität in der Immissionsprognose nicht untersucht. Die Aussagen in den Antragsunterlagen zu den Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Boden sind daher unzureichend.

5 Altlasten

Da der Standort schon seit vielen Jahren intensiv industriell genutzt wird, sind Altlasten auf dem geplanten Standort nicht auszuschließen. Untersuchungen hierzu liegen nicht vor. Ohne das Vorliegen solcher Untersuchungen ist eine Genehmigung zu versagen.

6 Fauna und Flora

Im Untersuchungsraum befinden sich mehrere bedeutende FFH- und Vogelschutzgebiete. Eine Bestandsaufnahme der im Untersuchungsgebiet vorkommenden Tier- und Pflanzenarten ist in den Antragsunterlagen nicht enthalten. Auch die in Kap. 14 der Antragsunterlagen angesprochenen Voruntersuchung zur FFH-Verträglichkeit fehlt in den Antragsunterlagen. Die Antragsunterlagen sind in diesem Punkt unvollständig. Im Übrigen wird angezweifelt, ob die hierfür durchgeführte FFH-Vorprüfung den einschlägigen fachlichen Vorgaben gerecht wird. Eine Beurteilung, inwieweit durch die geplante Anlage erhebliche Auswirkungen auf die im Umfeld der Anlage liegenden FFH-Gebiete tatsächlich auszuschließen sind, ist Dritten hierdurch nicht möglich.
7 Lärm

Die Lärmimmissionsprognose ist in wesentlichen Punkten fehlerhaft und nicht nachvollziehbar. Es wurden wesentliche Schallquellen der Anlage nicht in die Untersuchungen mit einbezogen. Weiterhin wird angezweifelt, ob die Auswahl und Einstufung der Beurteilungspunkte fachgerecht erfolgte. Insgesamt wird die von der Anlage ausgehende Zusatzbelastung durch Lärm stark unterschätzt. Insofern ist nicht auszuschließen, dass die Irrelevanzkriterien der TA-Lärm überschritten werden. Bei einer Überschreitung der Irrelevanzkriterien der TA-Lärm sind Vorbelastungs​messungen erforderlich. Diese wurden im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bislang nicht vorgenommen. 

8 Geruch

Eine Geruchsimmissionsprognose wurde nicht durchgeführt. Da davon auszugehen ist, dass von der Anlage erhebliche Geruchsemissionen freigesetzt werden, ist eine Untersuchung der Zusatzbelastungen durch Gerüche zwingend erforderlich. Die Antragsunterlagen sind in diesem Punkt grob fehlerhaft und unvollständig.
9 Wasser

Es wird angezweifelt, ob das vorgelegte Entwässerungskonzept den einschlägigen rechtlichen Vorgaben, insbesondere denen des WHG,  entspricht.

Darüber hinaus wird angezweifelt, ob die Belastungen auf die Grund- und Oberflächen​gewässer im Umfeld der Anlage fachlich korrekt ermittelt und bewertet wurden.

10 Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU)

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird für die Anlage nicht für erforderlich gehalten. Dies wird damit begründet, dass bereits im Vorfeld der Antragstellung eine Vorprüfung des Einzelfalls gem. §3c Abs. 1 UVPG erfolgte. Die Unterlagen zu dieser Vorprüfung sind in den Antragsunterlagen nicht enthalten. Der Genehmigungsantrag ist in diesem Punkt unvollständig.

Dessen ungeachtet, ist nicht nachvollziehbar, warum für die geplante Anlage keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Im Vergleich zur im Jahr 2007 genehmigten Ersatzbrennstoffanlage in Stade Bützfleth sind die Emissionsmassenströme für Staub, Stickoxide und Nickel bei der beantragten Eisengießerei um ein Vielfaches höher. Dies dürfte allein aufgrund der höheren Abgasvolumina auch auf weitere, z.T. krebserregende Schadstoffe, zutreffen. Des weiteren liegen die für die Gießereianlage prognostizierten Zusatzbelastungen ebenfalls um ein Vielfaches über der bereits genehmigten Ersatzbrennstoffanlage. Bei Schwebstaub ist die Zusatzbelastung am Punkt der höchsten Belastung beispielsweise um den Faktor 80 höher als bei der Abfallverbrennungsanlage.

Allein diese Belastungen machen die Vorlage einer Umweltverträglichkeitsuntersuchung bzw. die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung seitens der Genehmigungsbehörde zwingend erforderlich.

11 Brand- und Explosionsschutz 

Zum Brand- und Explosionsschutz finden sich in den Antragsunterlagen nahe zu keine Ausführungen. Insbesondere fehlen ein Brandschutzkonzept sowie ein Fachgutachten, das sich mit Fragen des Explosionsschutzes auseinandersetzt. Anhand der vorgelegten Unterlagen kann nicht nachvollzogen werden, ob die Planungen den Anforderungen des Brand- und Explosionsschutzes entsprechen.

Weitere Einwendungen behalte ich mir vor. Sofern weitere Einwendungen von mir oder in meinem Namen erhoben werden,   ergänzen diese die vorliegende Einwendung. 
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